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Bericht 

über die Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 
vom 15. bis 17. Juni 1971 in Paris 


Die 17. Sitzungsperiode der Versammlung der 
Westeuropäischen Union wurde am 15. Juni 1971 
von Alterspräsident Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) 
eröffnet, der daran erinnerte, daß Westeuropa wie- 
der in eine entscheidende Periode seiner Nachkriegs- 
geschichte eingetreten sei; die Erweiterung der Ge- 
meinschaften scheine nach Jahren der Ungewiß- 
heiten nun doch in absehbarer Zeit Wirklichkeit zu 
werden; andererseits ergäbe sich eine neue Situation 
insofern, als die Verteidigung Europas, die bisher 
dank der Unterstützung der USA in der NATO als 
einigermaßen gesichert gelten könnte, bei der zu 
erwartenden Verminderung des amerikanischen 
Engagements neu überdacht werden müsse. Die Ge- 
spräche zwischen den USA und der UdSSR über Ent- 
spannung und Rüstungsbegrenzung, die Pläne für 
eine europäische Sicherheitskonferenz und die Ver- 
handlungen über Berlin stellten eine Reihe von Pro- 
blemen, die für Europa vital und gerade für die Mit- 
gliedsländer der WEU von höchster Dringlichkeit 
seien. Man dürfe sich keinen voreiligen Hoffnungen 
hingeben, die den Verteidigungswillen schwächen 
könnten, bevor eine wirkliche und dauerhafte Ent- 
spannung gewährleistet sei. Auch die Aufgaben der 
WEU und ihrer Versammlung würden unter diesen 
Umständen neu gestellt werden müssen, vor allem 
sei für das Problem der Politischen Union Europas 
noch keine Lösung in Sicht, und gerade darin sehe 
er die Bedeutung der WEU für die Zukunft, daß sie 
einen europäischen politischen Willen herausbilde, 
der in der Weltpolitik respektiert werde. 

Im Namen des Politischen Ausschusses legte Abg. 
Amrehn (CDU/CSU) einen Bericht über die Entwick- 
lung der europäischen Institutionen vor, in dem er 
davon ausging, daß das größere Europa kommen 
werde, wenn man im Augenblick auch noch nicht 
sagen könne, welche Form es haben werde; man 
müsse deshalb überlegen, wie sich die bestehenden 
europäischen Institutionen weiterentwickeln könn- 


ten, welche Vereinfachungen möglich und welche 
Verbesserungen nötig seien; eine gemeinsame Kon- 
zeption und einen Ausgleich der Interessen gebe es 
noch nicht; es werde z. B. noch überlegt, ob die EWG 
das geeignete Instrument sei, um die politische Eini- 
gung Europas zu vollenden; sie habe zwar vor allem 
wirtschaftliche Aufgaben und Interessen, aber man 
könne dem entgegenhalten, daß sich heute Politik 
und Wirtschaft kaum mehr trennen ließen; die Frage 
der europäischen Währungsunion z. B. erfordere 
mehr eine politische als eine wirtschaftliche Entschei- 
dung. Wenn man der Meinung sei, daß die WEU das 
richtige Instrument sei, um die europäische Politik 
voranzubringen, müsse man auf jeden Fall über- 
legen, wie die Mitgliedsfrage in der Westeuropä- 
ischen Union und in der Europäischen Gemeinschaft 
zu lösen sei; andererseits ließen sich Verteidigungs- 
und Rüstungsfragen nicht von den politischen tren- 
nen; wenn sich die Beitrittskandidaten Irland, Däne- 
mark und Norwegen der WEU anschlössen, könnte 
ein gewisses Gleichgewicht erreicht werden. Außer- 
dem könne auf Institutionen wie den Europarat und 
die OECD schon wegen ihres größeren Mitglieder- 
kreises nicht verzichtet werden. Auf den Gebieten 
der Entwicklungspolitik, der Technologie und der 
Verteidigung bestehe die Möglichkeit, gemeinsam 
nach außen zu wirken und Ansätze zu einer einheit- 
lichen Außenpolitik zu gewinnen. Deshalb sollte zu- 
nächst eine Expertenkommission und dann eine Kon- 
ferenz auf hohem Niveau darüber beraten, auf 
welche Weise der Vertrag über die Westeuropäische 
Union weiterentwickelt werden könne. Hierbei wäre 
es von besonderer Bedeutung, wenn durch allge- 
meine und direkte Wahlen zum Europäischen Parla- 
ment ein Gremium entstehe, das diese Fragen wei- 
terhin kompetent erörtern könne. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) ging in der Diskus- 
sion davon aus, daß sich in der jüngsten Währungs- 
krise mit aller Deutlichkeit gezeigt habe, daß im ent- 
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scheidenden Augenblick keine gemeinsame euro- 
päische politische und wirtschaftliche Linie bezogen 
werden könne; der Grund dafür sei, daß eine Ent- 
scheidung, die von ministeriellen Vertretern ohne 
entsprechende breite parlamentarische Diskussion 
und Zustimmung getroffen werde, nicht tragfähig 
genug sei; für die vordringlichste Aufgabe halte er 
deshalb die Stärkung der Rolle des Europäischen 
Parlaments, das das Recht erhalten müsse, den Mini- 
sterrat nicht nur zu kritisieren, sondern auch zu 
kontrollieren und die Exekutive abzuberufen. Es 
werde wahrscheinlich noch Jahre dauern, bis es ein 
wirklich funktionsfähiges, frei gewähltes Europä- 
isches Parlament gebe; man müsse aber schon jetzt 
wissen, was man wolle, und dieses Problem müsse 
in den nationalen Parlamenten ausdiskutiert werden, 
was bisher leider noch nirgends ernsthaft geschehen 
sei, aber jetzt in der entscheidenden Phase nicht 
mehr verzögert werden dürfe. Seiner Meinung nach 
solle die Versammlung der WEU in den kommenden 
Jahren schrittweise im Europäischen Parlament der 
erweiterten Gemeinschaft aufgehen. Die bestehen- 
den Institutionen sollten schon deshalb gestärkt 
werden, weil die Erweiterung der Gemeinschaft auf 
10 Mitglieder zweifellos eine Erschwernis der Zu- 
sammenarbeit mit sich bringen werde. 

Am Schluß der Debatte faßte Abg. Amrehn (CDU/ 
CSU) als Berichterstatter das Ergebnis dahin gehend 
zusammen, daß sich zwar die Auffassungen über die 
Zukunft der europäischen Institutionen noch nicht 
auf einen Nenner bringen ließen, aber sein Bericht 
solle ja auch keine fertigen Antworten geben, son- 
dern eine Diskussion in die Wege leiten, die sich 
wahrscheinlich über Jahre erstrecken werde; auch 
eme Zusammenlegung der WEU-Versammlung mit 
dem Europäischen Parlament sei vorerst nicht ak- 
tuell, deshalb werde die WEU ihre Rolle sowohl in 
der europäischen Politik wie im atlantischen Bünd- 
nis zunächst unverändert spielen müssen. 

Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses be- 
dauerte es Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD), daß zu der 
Debatte nicht alle einen Beitrag geleistet hätten, 
von denen man eine konkrete Stellungnahme hätte 
erwarten können, namentlich die Delegationen aus 
Frankreich und den Benelux-Staaten hätten sich nicht 
zu Wort gemeldet. Er sehe der weiteren Entwicklung 
der europäischen Einigung mit erheblichem Pessi- 
mismus entgegen, obwohl gerade in diesen Tagen 
die Frage der Erweiterung der Gemeinschaften einer 
glücklichen Lösung nahe zu sein scheine; die öffent- 
liche Meinung in England sei im Augenblick wenig 
europafreundlich, aber selbst in der Gemeinschaft 
und leider auch unter den europäischen Parlamen- 
tariern schienen die Integrationsunwilligen an Boden 
zu gewinnen; deshalb glaube auch er, daß jetzt die 
Stunde der nationalen Parlamente gekommen sei, 
um den Durchbruch zu einem politischen Europa zu 
erzwingen; wenn sich die Indifferenz der nationalen 
Parlamente nicht ändere, könne eine außerparlamen- 
tarische Bewegung ausgelöst werden, die verhäng- 
nisvolle Folgen haben werde. Er habe den Eindruck, 
daß die Vorbehalte aus den nationalen Parlamenten 
in die europäischen Versammlungen eingeschleppt 
würden, statt daß umgekehrt die europäischen Ab- 
geordneten sich zu einer Pressure Group in ihren 


nationalen Parlamenten zusammenfänden, um das 
durchzusetzen, was die Stunde verlangt. Er würde 
es für einen großen Schaden für Europa halten, wenn 
mit der Annäherung der WEU-Versammlung an das 
Europäische Parlament und der möglichen späteren 
Verschmelzung der ganze politische Erfahrungs- 
schatz dieser Institution verlorenginge. (Die am 
Schluß der Debatte angenommene Empfehlung 204 
und Entschließung 47 sind im Anhang beigefügt.) 

Den Jahresbericht des Ministerkomitees legte der 
britische Minister Rippon vor, zu dem die einzelnen 
Ausschüsse der Versammlung Stellung nahmen; in 
der anschließenden Debatte sprach Abg. Dr. Rin- 
derspacher (SPD) zur Frage der wissenschaftlichen 
und technologischen Zusammenarbeit in Europa, die 
trotz vieler guter Berichte und Reden bis jetzt nur 
unbefriedigende Fortschritte gemacht habe, vor 
allem wohl deshalb, weil die nationalen Bürokratien 
zögerten, wenn an internationale Organisationen Be- 
fugnisse übertragen werden sollen; auf kaum einem 
Gebiet der Wissenschaft und Technologie seien bis 
jetzt langfristige Programme entwickelt worden. 
Man könne nur hoffen, daß mit dem Beitritt Groß- 
britanniens zur Europäischen Gemeinschaft die Chan- 
! cen besser würden, da das Vereinigte Königreich 
ein erhebliches technologisches Potential einzubrin- 
gen habe. 

Abg. Draeger (CDU/CSU) kritisierte, daß der Mini- 
sterbericht in seinem militärischen Teil wenig sub- 
stanziell und nur ungenügend auf frühere Anregun- 
gen der Versammlung eingegangen sei; eine Be- 
gegnung der zuständigen Minister mit den Mitglie- 
dern des Verteidigungsausschusses könne vielleicht 
in der Zukunft bessere Ergebnisse herbeiführen. 
Was das Rüstungskontrollamt der WEU betreffe, so 
könne man leider keine sehr positiven Aussagen 
machen, das liege jedoch nicht am Amt selbst, Son- 
den an den Beschränkungen und Schwierigkeiten, mit 
denen es bei seiner Tätigkeit fertig werden müsse; 
vor allem habe Frankreich die Konvention über 
Rüstungskontrolle aus dem Jahre 1957 immer noch 
nicht ratifiziert. Die Bundesrepublik gestatte groß- 
zügig diese Kontrollen und habe dabei noch keine 
nachteiligen Erfahrungen gemacht; er halte sie viel- 
mehr für ein geeignetes Mittel, um jede Diffamie- 
rung von außen von vornherein auszuschließen. 

Im Namen des Ausschusses für Wissenschaft, 
Technologie und Raumforschung legte Abg. Frau 
Dr. Walz (CDU/CSU) einen Bericht über den gegen- 
wärtigen Stand der europäischen Raumforschung 
vor, wobei sie von der bedauerlichen Feststellung 
ausging, daß Europa bis jetzt noch weit davon ent- 
fernt sei, alle seine Chancen zu nutzen, um in der 
Technologie und Raumforschungspolitik als dritte 
Kraft neben den USA und der UdSSR bestehen zu 
können und gemeinsame Programme aufzustellen. 
Die Ursache hierfür sei zweifellos, daß jedes Land 
schon auf Teilsektoren seine eigenen Zielsetzungen 
präsentiere, obwohl allen klar sein müßte, daß bei 
der Begrenztheit der nationalen Finanzmittel nur die 
vorbehaltlose europäische Zusammenarbeit wesent- 
liche Erfolge verspreche. Allerdings sei jedes euro- 
päische Programm auf die amerikanische Hilfe an- 
gewiesen; dabei könne es sich nicht um einen Wett- 
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lauf bei der Eroberung des Weltraums handeln, 
wichtig seien für Europa vielmehr die Nutzsatelliten, 
die als Kommunikationsmittel im weitesten Sinne 
heute geradezu unentbehrlich geworden seien. Eine 
integrierte ELDO- und ESRO-Strategie müsse daher 
entwickelt werden, um mit den Amerikanern härter 
verhandeln zu können und von ihnen die verbind- 
liche Zusicherung zu erhalten, daß sie solange Trä- 
gerkapazitäten liefern werden, wie noch keine eige- 
nen zur Verfügung stehen. Im Rahmen der Post- 
Apollo-Verhandlungen dürfte es durchaus möglich 
sein, hier zu einer Einigung mit Amerika zu kom- 
men. Es erscheine daher als dringlich, daß die EWG- 
Staaten und Großbritannien bald zu einer Techno- 
logiekonferenz zusammentreten, um ihre Bemühun- 
gen zu koordinieren, ein langfristiges Weltraum- 
forschungsprogramm zu konzipieren und Prioritäts- 
entscheidungen zu treffen. 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) unterstützte den 
Vorschlag, sobald wie möglich eine Konferenz der 
Wissenschaftsminister einzuberufen, um ein echtes 
europäisches Programm für die Weltraumforschung 
vorzubereiten; nur so sei es möglich, gleichberech- 
tigt mit den Amerikanern zusammenzuarbeiten; die 
bedeutenden Summen, die einzelne europäische 
Länder bereits für die Weltraumforschung aufge- 
wendet haben, hätten bis jetzt zu wenig konkreten 
Ergebnissen geführt und seien verschwendet, wenn 
sie nicht für ein gemeinsam gesteuertes Programm 
eingesetzt würden, das von einer einzigen europä- 
ischen Weltraumorganisation entworfen und durch- 
geführt werden müßte. 

Nach Meinung von Abg. Richter (SPD) sind die 
Aussichten für eine intensivere europäische Zu- 
sammenarbeit in der Weltraumforschung besser ge- 
worden, und vieles spreche dafür, daß der Abstand 
zur amerikanischen Technologie bald aufgeholt wer- 
den könne; die Europa-III-Trägerrakete z. B. könne 
im Post- Apollo-Programm weitgehend Anwendung 
finden, was die Verhandlungen mit den Amerika- 
nern zweifellos erleichtern werde. Leider seien je- 
doch noch erhebliche finanzielle Lücken vorhanden, 
die erst beseitigt werden müßten, wenn der rei- 
bungslose Übergang von der Vorbereitungs- zur 
Entwicklungsphase gesichert sein solle. (Die am 
Schluß der Debatte angenommene Empfehlung 207 
und Entschließung 48 sind im Anhang beigefügt.) 

Zu einem Bericht über die Zusammenarbeit der 
europäischen Versammlungen untereinander und zu 
den nationalen Parlamenten führte Abg. Dr. Hermes- 
dorf (Schleiden) (CDU/CSU) aus, daß durch eine 
rasche und konzentrierte gegenseitige Information 
über die Tätigkeit in den einzelnen Gremien manche 
Doppelarbeit vermieden werden könne. In einigen 
Parlamenten der Mitgliedsstaaten gebe es bereits 
besondere Ausschüsse für europäische Angelegen- 
heiten, in denen alle in den europäischen Versamm- 
lungen behandelten Fragen zur Debatte gestellt 
würden, die für die nationale parlamentarische 
Arbeit von besonderem Interesse seien. Diese Ein- 
richtungen hätten sich offensichtlich bewährt und 
könnten als Vorbild für alle Parlamente dienen. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) legte für einen ver- 
hinderten belgischen Kollegen einen Bericht seines 


Ausschusses über die europäische Politik im Lichte 
der jüngsten Ereignisse vor und fügte als eigene 
Stellungnahme an, daß es für die Deutschen mit 
ihren bitteren Erfahrungen der letzten Jahrzehnte 
und den traurigen Folgen des Krieges vielleicht 
leichter sei, ihr eigenes politisches Schicksal mit dem 
Europas zu verbinden als für andere enropäTsche 
Länder. Aber auch diese früheren Großmächte müß- 
ten einsehen, daß sie allein nicht mehr in Konkur- 
renz treten könnten mit den neuen Supermächten 
und daß sie in einem politisch geeinten Europa die 
Chance hätten, die Weltpolitik so zu beeinflussen, 
wie es sowohl die europäischen wie die eigenen 
Interessen erforderten. Eine europäische Nation 
werde es zwar nie geben, wohl aber einen Bund 
unwiderruflich und fest verbundener europäischer 
Nationen. 

Die Sitzungsperiode endete mit einer Debatte 
über europäische Verteidigungsfragen, für die Be- 
richte über die Rationalisierung der europäischen 
Verteidigungsbemühungen, die europäische Sicher- 
heit und die Ost-West-Beziehungen sowie über den 
Brüsseler Vertrag und die Rüstungskontrolle Vor- 
lagen. Während der Debatte ergriff der scheidende 
Generalsekretär der NATO, Brosio, das Wort, der 
auf entsprechende Fragen der Abg. Draeger (CDU/ 
CSU) und Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) antwortete, 
wenn es zu einer Reduzierung der amerikanischen 
und sowjetischen Truppen komme, werde man 
selbstverständlich überlegen müssen, wie ein aus- 
gewogener Abzug möglich sei; was die Kontrolle 
betreffe, so müsse eine Regelung gefunden werden, 
die sowohl realistisch wie mit den Interessen aller 
Beteiligten vereinbar sei; auch wenn Frankreich 
nur zum Teil Mitglied der NATO sei, so habe er 
keine Zweifel an dessen Haltung in einem Konflikt- 
fall, und er habe keine Veranlassung zu befürchten, 
daß in den SALT-Verhandlungen von den Amerika- 
nern unzulässige Vorleistungen erbracht worden 
seien. 

In seinen Ausführungen zu den Berichten des Ver- 
teidigungsausschusses ging Abg. Lenze (Attendorn) 
(CDU/CSU) davon aus, daß der Wehrunwillen in der 
jungen Generation aller Länder bedeutend zunehme 
und daß es daher wichtig sei, die Jugend von der 
Notwendigkeit der Wehrpflicht zu überzeugen, da 
das Ziel der Politik, den Krieg zu verhindern, nur 
erreicht werden könne, wenn starke militärische 
Verbände zur Verfügung stünden; er glaube nicht, 
daß ein Freiwilligenheer die gleiche Effizienz habe, 
und er befürchte, daß die geplante Abschaffung der 
Wehrpflicht in den Vereinigten Staaten sehr un- 
erfreuliche psychologisch-politische Auswirkungen 
haben werde. Er habe den Eindruck, daß man im 
Westen die Gefahren, die der Warschauer Pakt dar- 
stellt, zu verniedlichen versuche, obwohl fe.ststehe, 
daß im Osten ein viel größerer Teil der Industrie- 
produktion für die Rüstung verwendet werde als 
im Westen, dem es überdies an Zusammenarbeit 
und Koordinierung fehle. Er halte es für ausge- 
schlossen, ’ daß man durch Hebung des Lebens- 
standards im Ostblock eine Liberalisierung und De- 
mokratisierung erreichen könne. Im übrigen habe 
er dennoch das Vertrauen, daß die NATO in ihrer 
gegenwärtigen Form einen sicheren Schutz gegen 
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alle Bedrohungen bilde, zumal sie sich in den letzten 
Jahren als durchaus geschlossen und fortschrittlich 
erwiesen habe. 

Abg. Pöhler (SPD) begrüßte es, daß der Bericht 
des Ausschusses der Gesamtstrategie der atlanti- 
schen Allianz sowohl im militärischen wie im poli- 
tischen Bereich voll Rechnung trage; er glaube nicht, 
daß der Wille zu politischen Lösungen in Europa 
die Kraft der Allianz schwächen werde; wenn auch 
die Kritik an mangelhaften militärischen Anstren- 
gungen in mancher Hinsicht berechtigt sei, so sei 
doch andererseits nicht zu erwarten, daß solche Män- 
gel von der WEU und ihren Mitgliedsländern ausge- 
glichen werden könnten. Sowohl die NATO wie die 
WEU seien Instrumente kollektiver Selbstverteidi- 
gung und nicht etwa Vereine zur Abschaffung des 
Kommunismus in der Welt; der Wille zur Entspan- 
nung setze allerdings immer noch die Solidarität und 
Disziplin aller Bündnispartner voraus, da sich die 
politische Strategie des Kommunismus in der großen 
Linie nicht verändert habe; im Hinblick auf bilate- 
rale oder multilaterale Gespräche über Truppen- 
reduzierungen oder die europäische Sicherheitskon- 
ferenz sei deshalb eine gemeinsame Vorbereitung 
und ein gemeinsames Verhandlungskonzept uner- 


läßlich. Für ebenso wichtig halte er es, in allen Län- 
dern der Allianz geeignete Schritte zu unternehmen, 
um das Ansehen der Streitkräfte zu verbessern und 
den Beitrag der NATO für Frieden und Stabilität in 
Europa herauszustellen. (Die Empfehlung 209 über 
den Brüsseler Vertrag und die Rüstungskontrolle 
ist im Anhang beigefügt.) 

Bei der Neuwahl des Präsidiums der Versamm- 
lung wurden der belgische Sozialist Housiaux zum 
Präsidenten und Abg. Frau Klee (CDU/CSU) zum 
deutschen Vizepräsidenten wiedergewählt. 

Folgende deutsche Abgeordnete wurden in die 
Ausschußpräsidien gewählt: 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) zum Präsidenten 
des Ausschusses für Allgemeine Angelegenhei- 
ten (Politischer Ausschuß), 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) zum Vizepräsi- 
denten des Ausschusses für Wissenschaft, Tech- 
nologie und Raumforschung. 

Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) zum Vizepräsi- 
denten des Ausschusses für Geschäftsordnung 
und Immunitäten. 


Bonn, den 2. Juli 1971 


Blumenfeld Dr. Schulz (Berlin) 

Der Stellvertretende Sprecher Der Sprecher 
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Anlage 


Übersetzung 

Versammlung der Westeuropäischen Union 


Der Präsident Paris, den 18. Juni 1971 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Kai-Uwe von Hassel 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Als Anlage erhalten Sie die Texte von drei Empfehlungen und zwei 
Entschließungen, die von der Versammlung der Westeuropäischen 
Union im ersten Abschnitt ihrer 17. ordentlichen Sitzungsperiode 
in Paris vom 15. bis 18. Juni 1971 angenommen wurden. 

Empfehlung Nr. 204 betr. die Entwicklung der europäischen 
Institutionen 

Empfehlung Nr. 207 betr. den Stand der europäischen Raumfahrt 

Empfehlung Nr. 209 betr. den Brüsseler Vertrag und die Rüstungs- 
kontrolle 

Entschließung Nr. 47 betr. die Entwicklung der europäischen 
Institutionen 

Entschließung Nr. 48 betr. eine Konferenz der europäischen 
Technologieminister. 

Da diese Texte Ihre Versammlung sicherlich interessieren, möchte ich 
Sie bitten, sie entweder während einer Fragestunde im Plenum oder 
in den Ausschüssen näher zu prüfen. 

Schlußformel 

gez. Georges Housiaux 
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Empfehlung Nr. 204 

betr. die Entwicklung der europäischen Institutionen 


Die Versammlung 

stellt fest, daß die in Den Haag gefaßten Be- 
schlüsse der auf die schrittweise Einigung Europas 
gerichteten Politik neue und dauerhafte Impulse 
verliehen haben; 

ist sich dessen bewußt, daß die Völker West- 
europas den von Den Haag ausgehenden Appell zur 
Erweiterung und Vertiefung der Gemeinschaft be- 
jaht und verstanden haben; 

begrüßt die im Mai in den Beitrittsverhandlungen 
zur EWG erzielten großen Fortschritte; 

bedauert es, daß Störungen im internationalen 
Währungssystem die Vorbereitung einer europä- 
ischen Währungsunion verzögern und das Funktio- 
nieren des gemeinsamen Agrarmarktes behindern 
können; 

ist davon überzeugt, daß die unmittelbar bevor- 
stehenden praktischen und technischen Anforde- 
rungen die Mitgliedstaaten zu einer verstärkten 
Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschafts-, 
Sozial-, Verteidigungs- und Entwicklungshilfepolitik 
zwingen werden; 

ist davon überzeugt, daß eine genaue Arbeitsauf- 
teilung zwischen der WEU-Versammlung und dem 
Europäischen Parlament im Rahmen einer erwei- 
terten Gemeinschaft mit Befugnissen in der Außen- 
politik notwendig sein wird; 

ist der Auffassung, daß Parlamente und Regie- 
rungen bei den zukünftigen Aufgaben Europas ihre 
Verantwortung übernehmen und dabei den erfor- 


derlichen politischen Willen entfalten müssen, um 

unverzüglich die unabdingbaren Gemeinschafts- 
organe zu schaffen; 

empfiehlt dem Rat, 

1. hierzu beizutragen, indem er veranlaßt, daß die 
Erweiterung und Vertiefung der Europäischen 
Gemeinschaft mit einer verstärkten europäischen 
Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigung, 
Technologie und Entwicklungshilfe Hand in Hand 
geht; 

2. sobald es die Umstände gestatten, eine Konfe- 
renz auf hoher Ebene einzuberufen, um die best- 
mögliche Anwendung des WEU-Vertrages an- 
gesichts der Erweiterung und Verstärkung der 
EWG zu prüfen; 

3. die Möglichkeit zu prüfen, eine Sachverständi- 
genkommission einzusetzen, mit der Aufgabe, 
dem Rat und der Versammlung Stellungnahmen 
zu unterbreiten; 

4. insbesondere Schritte einzuleiten, um 

a) sein Generalsekretariat so zu verstärken, daß 
es in der Lage ist, diese Kommission soweit 
erforderlich zu unterstützen, 

b) eine europäische Verteidigungspolitik im 
Rahmen des Nordatlantikvertrages auszu- 
arbeiten und die gemeinsame Rüstungspro- 
duktion in Westeuropa zu fördern; 

5. Dänemark, Norwegen und Irland einzuladen, 
dem abgeänderten Brüsseler Vertrag beizutreten. 
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Empfehlung Nr. 207 

bctr. den Stand der europäischen Raumfahrt 


Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Mitgliedstaaten, wenn 
sie den politischen, wirtschaftlichen und technolo- 
gischen Anforderungen der Weltraumforschung ge- 
recht werden und nicht von denen abhängig sein 
wollen, die die Raumfahrttechnologie bereits bewäl- 
tigen und sie für ihre eigenen politischen, wirt- 
schaftlichen und militärischen Zwecke benutzen, ein 
umfassendes, geschlossenes und langfristiges Raum- 
forschungsprogramm erarbeiten müssen; 

ist überzeugt, daß dieses Programm, damit seine 
Beständigkeit gesichert wird, von allen europäischen 
Staaten unterstützt und dabei der Beitrag Italiens 
erhöht und der des Vereinigten Königreichs mit 
aufgenommen werden muß ; 

ist ebenfalls überzeugt, daß eine Beteiligung der 
großen europäischen Staaten an der Ausführung der 
Hauptabschnitte eines solchen europäischen Pro- 
gramms nicht bedeutet, daß jedes Teilprojekt von 
allen gemeinsam bewerkstelligt werden muß; 

ist sich der Notwendigkeit bewußt, diese Empfeh- 
lung vordringlich anzuwenden und überzeugt, daß 
dies möglich ist angesichts der erfolgreichen Brüs- 
seler Verhandlungen und des westlichen Beitrags, 
den das Vereinigte Königreich zur Raumfahrtpolitik 
und zu den technologischen Programmen der Ge- 
meinschaft leisten kann; 

empfiehlt dem Rat, 

die Mitgliedstaaten zu ersuchen: 

1. sobald wie möglich eine Konferenz der Techno- 
loagieminister der sieben Mitgliedstaaten zur 


Koordinierung ihrer Technologiepolitik und zur 
Vorbereitung von Prioritätsentscheidungen als 
Garantie für eine langfristige Harmonisierung 
der Raumforschung mit anderen Bereichen der 
modernen Technologie einzuberufen und eine 
technologische Zusammenarbeit Europas in Ver- 
bindung mit den Vereinigten Staaten zu erwä- 
gen, wodurch die technologische Stellung Euro- 
pas in der Welt gesichert würde; 

2. dafür zu sorgen, daß bei der nächsten europä- 
ischen Raumfahrtkonferenz ein Raumforschungs- 
programm angenommen wird, das für Europa, 
falls es von den Vereinigten Staaten keine abso- 
luten Garantien über a) die Bereitstellung von 
Trägerraketen und b) die Fortsetzung der Zu- 
sammenarbeit im Rahmen des Post-Apollo-Pro- 
gramms auf der Basis der Gegenseitigkeit erhält, 
ein eigenes Raumfahrt-Transportsystem vorsieht, 
das ihm ein unabhängiges Handeln ermöglicht; 

3. als Folge und organisatorische Voraussetzung 
der europäischen Raumfahrtpolitik durch Fusion 
der ELDO mit der ESRO eine einzige europäische 
Raumfahrtorganisation einzurichten, der die Aus- 
führung und Entwicklung der Programme sowie 
die Prüfung neuer Konzepte obliegt; 

4. die Verhandlungen über die Schaffung regionaler 
Systeme zu intensivieren und dabei auf der euro- 
päischen Auslegung von Artikel 14 zu bestehen, 
nach der die Schaffung derartiger Systeme nur 
von einer Zweidrittelmehrheit der Versammlung 
der Mitgliedstaaten abgelehnt werden kann. 
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Empfehlung Nr. 209 

betr. den Brüsseler Vertrag und die Rüstungskontrolle 


Die Versammlung 

ist sich der Bedeutung der Rüstungskontrolle für 
den Weltfrieden bewußt und hat die Kontrollmög- 
lichkeiten in bestimmten Fällen geprüft; würdigt die 
vom Rüstungskontrollamt trotz der ihm auferlegten 
Beschränkungen geleistete Arbeit; 

ist der Auffassung, daß es 1971 noch ebenso wie 
1954 notwendig ist, daß alle Bestimmungen des 
Brüsseler Vertrages zur Anwendung kommen und 
verweist in diesem Zusammenhang auf die verschie- 
dennen von der Versammlung in der Vergangen- 
heit gemachten Vorschläge, um diese Anwendung 
politisch zu ermöglichen, die jedoch vom Rat nicht 
berücksichtigt wurden; 

stellt fest, daß den Jahresberichten zufolge aus 
den Antworten der Mitgliedstaaten, die nicht auf 
das Recht, chemische Waffen herzustellen, verzichtet 
haben, klar hervorgeht, daß auf dem europäischen 
Kontinent bis heute keine derartigen Waffen herge- 
stellt worden sind, daß jedoch hinsichtlich atomarer 
oder biologischer Waffen keine entsprechende Er- 
klärung abgegeben wurde; 

betont jedoch, daß diese Behauptung unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß die praktischen 
Kontrollverfahren keine absolute Wirksamkeit ge- 
währleisten, gewertet werden muß; 

ist der Auffassung, daß die Bestimmungen des 
Vertrages insoweit nicht mehr zutreffen, als sie für 
die europäischen Atommächte eine Diskriminierung 
beinhalten; 

empfiehlt dem Rat, 

1. für die uneingeschränkte Anwendung aller Be- 
stimmungen des abgeänderten Brüsseler Ver- 
trages und der dazugehörigen Dokumente zur 
Rüstungskontrolle sowie für das Inkrafttreten 


der Konvention vom 14. Dezember 1957 Sorge zu 
tragen; 

2. a) in seinen zukünftigen Berichten hinsichtlich 

der in Frage kommenden Länder zu erklären, 
daß „bis jetzt noch keine atomaren und bio- 
logischen Waffen hergestellt wurden" ; 

b) das Rüstungskontrollamt anzuweisen, in Zu- 
kunft in seinem jährlichen Fragebogen ent- 
sprechende Fragen aufzuführen, in seine be- 
sonderen Auskunftsersuchen atomare Waffen 
miteinzubeziehen und wirksame Inspektio- 
nen zur Prüfung der Richtigkeit solcher Er- 
klärungen zu atomaren, biologischen und 
chemischen Waffen vorzunehmen; 

3. eine Sitzung mit dem Ausschuß für Verteidi- 
gung und Rüstung zum Meinungsaustausch über 
die Tätigkeit dieses Amtes einzuberufen; 

4. den Nordatlantikrat zu ersuchen, ein Amt für 
Waffenhandel einzurichten mit der Aufgabe, zu 
den politischen und strategischen Aspekten aller 
Waffenexporte aus Mitgliedstaaten des Atlan- 
tischen Bündnisses in Nichtmitgliedstaaten Stel- 
lungnahmen abzugeben; 

5. die Politik der Mitgliedstaaten, die den Atom- 
sperrvertrag unterzeichnet haben, zu koordinie- 
ren, um sicherzustellen, daß die Internationale 
Atomenergiebehörde die ihr nach dem Atom- 
sperrvertrag obliegende Kontrolle auf ihrem 
Gebiet alsbald ausüben kann, ohne daß die ver- 
einbarten Kontrollverfahren die Universalität 
und Wirksamkeit des lAEA-Systems beeinträch- 
tigen und ohne daß zwischen dem lAEA-System 
und der im Brüsseler Vertrag vorgesehenen Kon- 
trolle der militärischen atomaren Tätigkeit Lük- 
ken entstehen. 
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Entschließung Nr. 47 

betr. die Enhvicklung der europäischen Institutionen 


Die WEU -Versammlung 

ist der Auffassung, daß die politische Organisa- 
tion Europas mit einer Erweiterung der parlamen- 
tarischen Kontrolle Hand in Hand gehen muß; 

nimmt die Initiativen zur Kenntnis, die in meh- 
reren Mitgliedstaaten ergriffen wurden, um ihren 
Delegationen in den europäischen Versammlungen 
einen repräsentativeren Charakter zu verleihen; 

hält es für unerläßlich, daß sich die Öffentlichkeit 
aktiver am Aufbau Europas beteiligt; 

ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten, 

die Probleme, die sich aufgrund der Direktwahl 
ihrer Delegationen im Europäischen Parlament in 
den einzelnen Ländern ergeben, zu prüfen,- 

einander zu konsultieren, damit diese Wahlen so 
bald wie möglich stattfinden können; 

bittet die Parlamente dieser Länder, 

dafür Sorge zu tragen, daß geeignete Schritte zur 
baldmöglichen Anwendung von Artikel 138 des Rö- 
mischen Vertrages über die Direktwahl des Europä- 
ischen Parlaments eingeleitet werden. 
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Entschließung Nr. 48 

betr. eine Konferenz der europäischen Technologieminister 


Die Versammlung 

hält eine Klarstellung der Grundsätze einer Zu- 
sammenarbeit zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten im Rahmen des Post-Appollo-Programms für 
dringend notwendig j 

ist sich dessen bewußt, daß eine langfristige Har- 
monisierung der Raumforschung mit den anderen 
Bereichen der modernen Technologie nur auf einer 
Konferenz europäischer Technologieminister, die 
Prioritätsentscheidungen ermöglicht, sichergestellt 
werden kann; 

fordert ihre Mitglieder auf, sich in ihren natio- 
nalen Parlamenten um die Unterstützung aller Par- 
teien zu bemühen, um die Regierungen zu über- 
zeugen, daß diese Technologiekonferenz so bald wie 
möglich einberufen werden muß, damit die Priori- 
täten festgesetzt und die Grundlagen für eine mittel- 
und langfristige Planung im Bereich der modernen 
Technologie gelegt werden können. 
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